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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESMINISTERlUM FüR JUSTIZ 

10.448-1/73 

An den 

der Eeilagen zu den stenographisch';:n Protokollen des Nali"l\dlr.ltt:s 

XIll. Gesetzgebung~periode 

~ q4-:!J / A.B:. 

ZU 96 r 6. np~4973 
Prk. mI_F --_._ .... _ .. 

Herrn Präsidenten des Nationalrats 

\'1 i e n 

zu Z., 967/J-NR/1972 

Mit Beziehung auf die mir am 27.11.1972 

zugeko~~ene schriftliche Anfrage der Frau Abgeordneten 

zum Nationalrat Dip1.Ing.Dr.Johanna Bayer und Genossen, 

Zo 967/J-NR/1972, betreffend die Dauer der Zwangsvoll­

streckung inUnterhaltssachen Minderjähriger, und die Er­

gänzung meiner Antwort vom 12.1.1973, JI~ 10.059-1/73, 

teile ich folgendes mit: 

Auf Grund der in der Zldschenzeit durchge­

führten Ermittlungen der Oberlandesgerichte, bin ich nun 

in der Lage, auch den Rest der Fragen zubean'tworten. Ganz 

allgemein muß ich vorausschicken, daß die Gerichte nur in 

der Lage gewesen sind, die von ihnen erbetenen Angaben in 

sehr grober und großzügiger Weise zu ermitteln. Diesen An­

gaben kommt daher auch nicht entfernt ein~leicher Aussage .... 

wert zu wie vergleichbaren statistischen Unterlagen. Annä­

hernd verläßliche -Unterlagen könnten nur von besonders dafür 

geschulten Kräften in einer jedenfalls sehr zeitraubenden 

und gründlichen Arbeitsweise ge'N'onnen werden. 

:Mit diesem allgemeinen Vorbehalt kann ich zu 

den einzelnen Fragen folgendes mitteilen: 

Frage 4: Bei wie vielen dieser (im Bezugszeit­

raum - 191.0 und 1921 - im Bund..esgebiet unehelich geborenen) 

Kinder ist die Vaterschaft fr'eiwillig anerkannt oc!.er gericht­

lich festgestellt worden? 

.... 
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Zu dieser Frage sei vorausgeschickt, daß die 

Vaterschaft. zu einem unehelichen Kind nach der Rechtslage 

sowohl vor als auch nach d~~m 1. 7.1971 auch vor der Bezirks­

verwaltungsbehörde anerkannt werden konnte, ohne daß das 

Gericht hiervon Kenntnis erlangte. Das Bundesministerium 

fUr Justiz konnte nur versuchen, bei den Gerichten die An­

zahl der gerichtlichen Anerkenntnisse der Vaterschaft zu 

erheben. Über die Vaterschaftsanerkenntnisse vor den Jugend-

-ämtern - die seit dem 1.7.1971 möglichen Anerkennungen vor 

der österreichischen Vertretungsbehörde im Ausland oder dem 

Notar müssen, um rechtswirksam zu werden, den Gerichten mit­

geteilt werden, sind daher den Gerichten bekannt - könnten 

nur die Ämter .der Landesregierungen Auskunft geben, die dem 

Bundesministerium für Justiz organisatorisch nicht unterste­

hen und denen dieses auch keine lveisungen erteilen kann. 

Das Zahlenbild, das durch die Auskünfte der Gerichte zu die­

ser Frage vermittelt wird, \~ird überdies noch dadurch in 

seinem Aussagewert geschwächt, daß die Gerichte die Frage 

zum Teil mißverstanden haben und sich ihre Angaben nicht 

auf die in den Jahren 1970 und 1971 ~.orenep' unehelichen 

Kinder, sondern auf die in diesem Zeitraum gerichtlich fest=. 

gestellten Vaterschaften bezieheno Das Oberlandesgericht 

Graz konnte nur unvollständige Zahlen nennen, deren Wieder­

gabe zwecklos erscheint. Die übrigen Oberlandesgerichte ha­

ben zu dieser Frage folgende Angaben gemacht: 

gerichtlich anerkannt durch Urteil gerichtlich festgestellt 

OLG Wien: 240 1.100 
OLG Linz: 30 350 
OLG Innsbruck: 370 315 

Frage S: "\vie hoch ist der Anteil der Unter­

haltssachen am GesamtneuanfAll der Pflegschaftssachen im 

»~zugszeitraum (gegliedert nach den SQr~pgeln d?r Oberlandes­
ill=lrichte) ? 

Bei Beurteilung der Antworten auf diese Frage 

muß bedacht werden, daß die Auffassungen der Gerichte, was 

unter "Unterhaltssache" zu verstehen ist, mögli.cherweise 

voneinander abweichene Die Oberlandesgerichte haben - vor-

-..I 
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wiegend auf Grund von Schätzungen und S'tichproben - fol­

gende Hundertsätze angegeben~ 

OLG Wien: 25% 

OlG Linz: 

OtG Innsbruck: 

OLG Graz~ 30 % 

frage 6: Wie lange beträgt die durchschnitt­

liche Dauer. bis der Unterhalt eines minderjährigen Kindes 

rechtskräftig bemessen ist (gegliedert nach unehelichen Kin­

dern und Kindern aus geschiedenen Eh~F und gegliedert na~Q 

den Sprengeln der Oberlandesgerichte1-? 

Die Antworten der Oberlandesgerichte auf diese 

Frage bezehen sich nur auf die Dauer des Verfahrens bei der 

Bemessung des Unterhalts im .§.ußet:str.~·i tig"en y~rfJ!.hren._ Wird 

das Unterhaltsbegehren gemeinsam mit dem Begehren auf Fest­

stellung der Vaterschaft in einer Klage gestellt, so ist 

seine Erledigung von der Entscheidung in der Hauptsache ab­

hängig; deshalb lassen sich aus der Dauer des Prozesses keine 

SchlUsse auf die Dauer der Erledigung des Unterhaltsbegehrens 

ziehen. Überdies dürften die von den Gerichten angegebenen 

Zahlen nur das Verfahren erster Ins'tanz im Auge haben, weil 

in dem Fall, daß der Unterhaltsbemessungsbeschluß des Erst­

gerichts mit einem Rechtsmittel bekämpft wird, das gesamte 

Verfahren, bis es zu einem rechtskräftigen Unterhaltsbemes-. 

sungsbeschluß ko~mt, wesentlich länger, als im folgenden an­

gegeben, dauern dürfte~ Nach den Angaben der Oberlandesge­

richte besteht im Durchschnitt kein Unterschied in der Dauer 

des Unterhaltsbemessungsverfahrens bei ehelichen und unehe­

lichen Kindern .. 

OLG Wien: 2 1/2 Monate 

OLG Linz: 2 J>.fonate 

OLG Innsbruck: 2 bis 2 1/2 :Monate 

OLG Gr~z: 2 bis 3 Monate 
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Frage 7: Wie he,eh ist der Anteil der Rechts­

mittel an den Gerichtshof Ie Instanz an der Gesamtzahl der 

Unterhaltssachen (gegliedert nach unehelichen Kindern und 

Kindern aus geschiedenen Ehen und nach den Spreng~ln der 

Oberlandesgerichte) ? 

Ue Oberlandesgerichte haben hierzu folgende -

im wesentlichen auf Schätzungen beruhende - Hundertsätze 

genannt: 

OLG Wien: 

OLG Linz: 

OLG Innsbruck: 

OLG Linz: 

11 % (kein Unterschied zwischen unehe­

lichen Kindern und Kindern aus 

geschiedenen Ehen) 

10 % (kein Unterschied zwischen unehe­

lichen Kindern aus geschiedenen 

Ehen) 

8 % bei unehelichen Kindern 

7 % bei Kindern aus geschiedenen Ehen 

6-11 % bei unehelichen Kindern 

9~12 % bei Kindern aus geschiedenen Ehen 

Frage 8: _ ~ei _ w.ie~-telen r~chtskräftig erledig­

ten Unterhaltssachen muß Exe~ution geführt lierden (geglie­

dert nach unehelichen Kindern und Kindern_aus geschiedenen 

Ehen und gegliedert nach Sprengelp. deQr Oberlandes~eriehte)? 

Die genaue Beantwortung dieser Frage würde 

einen ungeheuren Arbeitsaufwand erfordern. Es müßten alle 

Exekutionsakten zweier Jahre durchgesehen werden (im Jahr 

1970 sind im Sprengel des Oberlandesgerichts Wien allein 

416.666 Exekutionssachen angefallen). Sämtlich e Oberlandes­

gerichte haben sich außerstande erklärt, diese Ermittlungen 

durchzuführen. Die Oberlandesgerichte 1\"1en und Linz haben 

auf Grund von Stichproben und der' Befragung von erfahrenen 

Richtern versucht, das Verhältnis der Zahl der Unterhalts­

sachen,hei denen Exekution geführt wird, zur Gesamtzahl der 

Unterhaltssachen zu schätzen. Nach dem Oberlandesgericht 

Wien wird in et't'la 25 %, nach dem Oberlandesgericht Lin]~ in 

" 
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etl~a 20 % der rechtskräftig erledigten Unterhaltssachen Exe­

kution geführt;das Verhaltnis bei ehelichen und unehelichen 

Kindern sei etwa dasselbi·~ .. 

Frage 9: Wie lange beträgt die Durchschnittsct.auer 

dieser Exekutionen (gef.;lied{~rt nach unehelichen Kindern und 
" _._-----------------

Kindern aus geschiedenen Elen und gegliedert nach den Spren-

geln der Oberlandesgerichte) ? 

Diese Frage ist schon deshalb nicht leicht zu 

beantworten, weil man unter der Dauer der Exekution verschie­

dene Zeiträume verstehen kann" etwa die Zeit bis zur Verwer­

tung des Exekutionsgegenstandes, bis zur Einstellung der 

Exekution oder bis zur Befriedigtmg des betreibenden Gläubi­

gers.Die Dauer hängt auch ganz ~ wesentlich - gleich, wel­

chen Zeitraum man nun heranzieht - von der Exekutionsart ab" 

Die 'Exekution durch Zwangsverstei.gerung von liegenschaften 

dauert nach den Berichten der Oberlandesgerichte Wien und 

Linz vom Exekutionsantrag bis zur Verteilung des Neistbots 

im allgemeinen ein Jahr, die Exekution auf das bewegliche 

Vermögen nach dem Oberlandesger'icht Wien ungefähr 2 1/2 Mo­

nate, nach den OberlandesgerichimLinz und Innsbruck ein bis 

zwei Monate. Über die Durchschnittsdauer der in Unterhalts­

sachen bedeutsamsten Exekutionsart, der Forderungs-(Lohn-)­

exekution, können überhaupt keine brauchbaren Angaben gemacht 

werden, weil für das Gericht mit der Exekutionsbewilligung, 

der Pfändung der Forderung und der Über\l1eisung der gepfände­

ten Forderung an den betreibenden Gläubiger,die Exekution 

beendet ist. Ob, in welchem Ausmaß und wann die betriebene 

Forderung befriedigt wird, entzieht sich der Kenntnis des 

Gerichtes .. 

pas Oberlandesgericht Linz hat versucht, auf 

Grund eines von den Gerichten seines Sprengels ermittelten 

durchschnittlichen UnterhaltsrUckstandes von etwa 5.500 S 

und unter Bedachtnahme auf die durchschnittlichen Einkom­

mensverhältnisse die Zeit zu ermitteln, die durchschnittlich 

vom Beginn der Exekutionsfllhrung bis zur Hereinbringung des 

. Unterhaltsrückstandes imiveg der Gehaltsexekution. verstreich"t, 
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und ist als Ergebnis zu einem 2eitraum von rund 1.:. Monaten 

gelangt. 

Ein Unterschied zwischen der· Dc:mer der Exeku­

tionsverfahren zur Hereinbringung des Unterhalts ehelicher 

und unehelicher Kinder dUrfte nach den Berichten der Ober­

landesgerichte nicht bestehen. 

fl"age 10: lvie viele davon bJ=.§iben Jibe1". .. haup.! 

erfolglos (gegliedert nach unehelichen Kindern und Kindern 

aus geschiedenen Ehen und geglie;1ert nach Sprengeln d~t 

gberlandesgerichte) ? 

In der überwiegenden Zahl der Fälle wird der 

Unterhalt zwangsweise im Weg einer Forderungs-(Lohn-)exeku­

tion eingetriebene Da sich die Tätigkeit der Gerichte bei 

dieser Exekutionsart in der Fassung eines Beschlusses el"­

schöpft, mit dem die Exekution bewilligt und die Fo!~derung 

gepfändet und überwiesen wird, haben die Gerichte keinen Ein-

blick:, in ''leIchen Fällen die Exekution zum Erfolg führt. Aber 

auch bei den anderen Exekutionsarten läßt sich kein genaues 

Bild gewinnen, in 111ie vielen Fällen die Zwangsvollstreckung 

erfolglos bleibt.. Vielfach wird eine Exeku,tion auf Verlangen 

des bErtreibenden Gläubigers eingcstellt;J ohne daß gesagt 1'/e1'­

en kann, ob dies zufolge der Befriedigung des betreibenden 

Gläubigers oder etwa wegen Aussichtslosigkeit der Exekution 

geschehen ist. Häufig werden auch mehrere Exeku'tionsarten 

gleichzeitig oder in kurzer Aufeinanderfolge angewendet, wo­

bei Zl'lar bei. der einen oder der andel"en Exekutionsart die 

Forderung nicht hereingebracht werden kann, eine Exekution 

jedoch zur Befriedigung des betr.eibenden Gläubigers führt .. 

Das Oberlandesgericht Linz schät~t den Anteil der erfolg­

losen Unterhaltsexekutionen an der Gesamtzahl der Unterhalts­

exekutionen grob mit etwa 10 - 15 % e-JA:J.; ein Unterschied 

zwischen den Exekutionsverfahren zur Hera.r.bringung des Unter­

halts ehelicher und unehelicher Kinder sei dä,bei nicht fest·­

stellbaro 

Wie hoch ist die Zahl und g~L.J~ 
~=.:::;..-=..:_--- - .. _-----~----.:---
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liehes Vermägen und auf Geldfor~~erungen 1 bezogen auf die 

~mtanznhl aller Kindesunterh:\l tsz'~'angsvollstreckungen 

(gegliedert nach unehelichen ~i_:1dern und Kindern .'lUS ge­

schiedenen Ehen und gegliedert,nach Sbrengeln der Oberlan= 

desgerichte )-1 
Wegen der bereits zur Frage 8 aufgezeigten 

Schwierigkeiten bei der Ermittlung der absoluten Zahl der 

Exekutionsverfahren zur Hereinbringung des Unterhalts von 

-Kindern können auch zu dieser Frage solche Zahlen nicht ge­

mnnt werdeno Die Oberlandesgerichte Wien und Linz haben auf 

Grund der zum Teil freilich unvollständigen Angaben der ihnen 

unterstellten Geribhte sowie auf Grund von Stichproben und 

Schätzungen den Anteil der einzelnen Exekutionsarten an der 

Gesamtanzahlaller Exekutionsverfahren zUr Hereinbringung des 

Unterhalts ehelicher und unehelicher Kinder. - diesbezüglich 

bestehe kein Unterschied - wie folgt angegeben: 

Exekution auf 

unbewegliches 

Vermögen 

OLG Wien 3 % 
OLG Linz: 2 % 

bewegliches 

Vermögen 

23 % 
20 - 25 % 

For.derungen 

71} % 
7'5- 80 ?~ 

Frag§_12: Ka!1l!.. der Gesamtbet,rac; im Bezup.'s­

ze,i traum aller Kindepunter_hal tszHanf!.svollstreckunc:en ~::'ni::. 

~ßen zuverH-tssif!' geschätzt . ..J"erden? Wenn .1a, [egliedert_ 

nlL~ unehelichen Kinder1)_und Kindern a.us gesf:..hic~len~!1 Ehen 

und g,egliedert nach Spren~J..n der Oberland~st':er~Lchte ? 

Aus den zur Frage 8 angeführten Gründen läßt 

sich dieser Betrag auch nicht annähernd angeben. Da die Ge­

richte keinen Einblick haben, welche Beträge im einzelnen 

im ,,,Teg einer Forderungsexekution, ,üso der praktisch häufir;­

sten Exekutionsart,zur zwangsweisen Durchsctzung eines Unter-

haltsanspruchs, hereingebracht werden, ist auch keine 

einigermaßen verläßliche Schätzung möglich~ 

5 .. April 1973 

Der Bundesminister: 

~. 
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